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Nach einer Dekade, zuerst als Assistent, später als CvD und Schluss-
redakteur, in der ich die DEMO vom kleinen Kommunalblatt zur
größten kommunalpolitischen Fachzeitschrift Deutschlands auf-
steigen sah (und tatkräftig dazu beigetragen habe), möchte ich
mich mit dieser Ausgabe von allen Leserinnen und Lesern der
DEMO, vor allem aber auch vom DEMO-Team, verabschieden.

Zehn Jahre Bemühen darum, das Credo „Jeder muss es verstehen“
umzusetzen, haben hoffentlich ihre Wirkung nicht verfehlt. Vor
allem aber haben sie mich gelehrt, wie wichtig Kommunalpolitik
ist – und eine Zeitschrift, die zeigt, dass es nicht ohne (DEMO) geht.

Norbert Seeger

Gut zu wissen
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Das Tauziehen um die Jobcenter ist
vorbei. Die Regierungskoalition hat
sich Mitte Juni mit der SPD und
den Grünen auf eine Grundgesetz-
änderung geeinigt.

Ein neuer Artikel im Grundgesetz
soll sicherstellen, dass die Weiter-
führung der Jobcenter legal ist. Mit
den Stimmen von CDU, FDP, SPD
und Grünen ist die für eine Grund-
gesetzänderung erforderliche Zwei-
drittelmehrheit sichergestellt.
Damit wird die Auflage des Bun-
desverfassungsgerichts in Karls-
ruhe, bis Ende 2010 eine Neuord-
nung der Jobcenter zu organisieren,
obsolet. Die Jobcenter können des-
halb in der jetzigen Form weiterge-
führt werden. Die Langzeitarbeitlo-
sen werden weiterhin von einer
Behörde in den Jobcentern betreut.

Mit dem neuen Gesetzesartikel
wird die bisher befristete Regelung
der 69 Optionskommunen zur
Dauereinrichtung und deren Zahl
auf 110 erhöht. Auch in dem neuen
Gesetz liegt die Zuständigkeitszahl
bei einem Betreuer für 150 Arbeits-
lose. Die Betreuer von jüngeren
Arbeitslosen unter 26 werden künf-
tig nur 75 betreuen, um bei den
Jüngeren einen besseren Einsatz zu
sichern. Die SPD hat zudem durch-
setzen können, dass die 3 200
befristeten Stellen von Mitarbei-
tern in den Jobcentern in Festein-
stellungen umgewandelt werden.
Der neue Grundgesetzartikel muss,
nachdem er jetzt durch den Bun-
destag gekommen ist, auch im Bun-
desrat mit einer Zweidrittelmehr-
heit verabschiedet werden, um
gültig zu sein. jel

Schwarz-Gelb-Rot-Grün für Jobcenter


